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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer, Frau Olms und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Übernahme des Berliner Document Centers für NS-Akten durch die Bundesrepublik 
Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die Verhandlungen mit den Behörden der Vereinigten Staaten 
zur Übernahme des Berliner Document Centers für Akten der 
NSDAP, SS, SA, des Reichssicherheitshauptamtes und anderer 
dort eingelagerter Aktenbestände unverzüghch abzusqhheßen 
und das Document Center durch die Bundesrepubhk Deutsch- 
land zu übernehmen; 

2. die archivrechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
das Document Center, sobald es von der Bundesrepublik 
Deutschland übernommen worden ist, einer umfassenden wis- 
senschaftlichen Bearbeitung zugänglich ist. 

Dabei ist vor allem sicherzustellen: Für NS-Täter (Mitgheder 
und Funktionsträger der NSDAP, SS, SA und anderer NS- 
Organisationen) darf es keinen personenbezogenen Daten- 
schutz geben, der einer historischen Erforschung und öffent- 
hchen Aufklärung über die nationalsoziahstische Gewaltherr- 
schaft und den daran beteihgten Personen im Wege steht. 

Insoweit fallen Mitglieder der NSDAP, SS und SA, des Volks- 
gerichtshofes und andere, aktiv an NS-Gewaltmaßnahmen 
beteihgte Personen nicht unter die Sperrfristen des Bundesar- 
chivgesetzes; 

3. das Document Center und den gesamten Aktenbestand in 
Berhn zu belassen, um keine Verzögerungen bei der Aufarbei- 
tung und beim freien Zugang für Wissenschaft und öffenthch- 
keit herzustellen; 

4. ein Großforschungszentrum „Erforschung der Geschichte und 
der Grundlagen des Nationalsozialismus" zur Auswertung der 
im Berhner Document Center eingelagerten Aktenbestände 
einzurichten, das die Rechtsform einer rechtsfähigen Anstalt 
des öffenüichen Rechts hat und den allgemeinen wissenschaft- 
hchen und öffenüichen Zugang zu den «gesamten NS-Akten 
sicherstellt. 
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Organisationen ehemals Verfolgter des Nationalsozialismus 
sind bei der Besetzimg der Leitung und des Kmatoriums dieser 
Forschungsstätte in angemessener Weise zu berücksichtigen; 

5. angemessene Mittel bereitzustellen, die eine umfassende und 
schnelle wissenschafthche Aufarbeitung und die entspre- 
chende Veröffentiichung der Forschungsergebnisse garan- 
tieren. 

Bonn, den 2. März 1988 

Frau Dr. Vollmer 

Fau Olms 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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Begründung 

Seit mehr als 20 Jahren laufen die Verhandlungen der Bundes- 
republik Deutschland mit den Behörden der Vereinigten Staaten 
zur Übernahme des Berliner Document Centers für NS-Akten, 
ohne bislang abgeschlossen zu sein. 

Die Bundesregierung und ihre Vorläufer haben aus unterschied- 
lichen Gründen eine schnelle Übernahme des Centers und seines 
Archivmaterials immer wieder verzögert und verschleppt. 

Gerade das Argument eines fehlenden Bundesarchivgesetzes, das 
für die Auswertung der Aktenbestände unabdingbar wäre, hat 
seine Basis durch die neuerüche Gesetzgebung verloren. 

Die Ereignisse der letzten Monate, vor allem das Bekanntwerden 
eines Verlustes von mehr als 80 000 NS-Akten aus dem Document 
Center zeigen, daß der jetzige Zustand des Centers und die 
Konzeption seiner wissenschaftUchen und öffenüichen Nutzung 
nicht mehr zu verantworten sind. 

Wichtige Akten zur Erforschung des Nationalsoziahsmus und sei- 
ner personellen Basis sind mögücherweise unwiederbringhch ver- 
loren. Eine Wiederholung solcher Verluste ist unter den geltenden 
Bedingungen der Archivierung und Nutzimg nicht auszuschhe- 
ßen. Vor allem aber ist ein freier Zugang der wissenschaftUchen 
Bearbeitung und öffentUchen Nutzung im Sinne einer Aufklärung 
über den Nationalsoziahsmus und seiner Verbrechen unter den 
herrschenden Nutzungsbedingungen des Archivmaterials nicht 
vorhanden. Auch Verfolgten des Nationalsoziahsmus ist ein 
Akteneinsichtsrecht auf Antrag zu gewähren, da sie ein berech- 
tigtes Interesse an der Aufklärung der an ihnen verübten Ver- 
brechen haben. 

Um gerade die Interessen der durch den Nationalsoziahsmus 
Verfolgten angemessen in die Konzeption des freien Zugangs und 
der Nutzung des Forschungs- und Dokumentationszentrums ein- 
zubringen, ist die Beteihgung von Organisationen der Verfolgten 
an den Gremien des geforderten Forschungszentrums unver- 
zichtbar. 

Eine Beurteilung der nationalsoziahstischen Gewaltmaßnahmen 
und deren personeller Basis ist nur auf der Grundlage von Fakten 
möghch. Dies erfordert den freien Zugang zu den Aktenbestän- 
den, die erst die Fakten rekonstruierbar machen. Nur so ist es 
möghch, einer Verdrängung der Geschichte, einer nachträghchen 
Heroisierung, aber auch einer Dämonisierung einzelner NS-Mit- 
gheder entgegenzuwirken. Nur auf der Basis zugänghchen Quel- 
lenmaterials ist die Frage einer wirkhchen Verantworthchkeit für 
die Verbrechen der NS-Herrschaft beantwortbar. 

Die Bundesregierung hat die Aufgabe, aUe erforderhchen Maß- 
nahmen zu ergreifen, mehr als 50 Jahre nach der Einrichtung des 
NS-Herrschaftssystems eine lückenlose Aufklärung über die 
nationalsoziahstische Gewaltherrschaft voranzutreiben. 
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